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Der Gemeindedienſt vom ökonomiſchen Standpunkte. 


(Von einem Beamten einer mit Statut verſehenen Stadtgemeinde.) 


Der Gemeindedienſt in den autonomen Städten hängt fo innig 
mit der Gemeindewirthſchaft zuſammen und dieſe hat eine ſo große 
Wichtigkeit, daß es eine zeitgemäße Bemühung erſcheint, die ökonomiſchen 
Verhältniſſe des Gemeindedienſtes und deren Reſultate darzulegen. Es 
liegt ſchon in der verſchiedenen Natur der Dienftleiftungen und Geſchäfte, 
daß ſie nicht gleiche Rechte haben, und je mehr Diener die Gemeinden 
brauchen, deſto weniger iſt man geneigt, denſelben ökonomiſche Rechte 
zu geben. 


Als oberſter Grundſatz jeder Organiſirung des Perſonal- und 


Beſoldungsſtandes der im Gemeindedienſte Angeſtellten muß aber das 
Intereſſe des Dienſtes gelten, und die Organiſirung wird um ſo gelun— 
gener ſich darſtellen, wenn dieſem fachlichen Hauptfactor auch das per— 
ſönliche Intereſſe des Bedienſteten ſich eint und wenn der Anforderung 
gewiſſenhafter und treuer Pflichterfüllung auch die Ordnung der Bezüge, 
der Ruhe- und Verſorgungsgenüſſe entſpricht. 

Die Größe der Beſoldungen und Gehalte richtet ſich oder foll 
ſich wenigſtens nach der verſchiedenen Wichtigkeit des Dienſtes und nach 
den Koſten der Vorbereitung richten. Da die wichtigſten Zweige des 
Gemeindedienſtes ſchon zur bloßen Vorbereitung die chönften Jugend- 
jahre und zur wirklichen Führung die ganze Kraft und Zeit des Mannes 
in Anſpruch nehmen, ſo iſt nicht nur die Vergütung ſo großer Opfer 
höchſt billig und gerecht, ſondern man darf, wo dieſelbe nicht geleiſtet 
wird, auch gar nicht hoffen, tüchtige Candidaten zu Gemeindedienſten in 
hinreichender Zahl zu finden. Wenn weiter Verhältniſſe eintreten, welche 


die Preiſe aller oder der meiſten Bedürfniſſe erhöhen, fo iſt die Revi— 
ſion der Beſoldungen nicht mehr eine Maßregel der Zweckmäßigkeit, 
ſondern ſie wird zur Pflicht der jeweiligen Gemeindevertretung und muß 
auch den bereits angeſtellten Gemeindebedienſteten zu Gute kommen. Die 
weſentlichſte Urſache für die Regelung und Erhöhung der Gehalte der 
Gemeindebeamten war deren Unzulänglichkeit im Verhältniſſe zu den 
Preiſen der Lebensbedürfniſſe. Die Gemeinden konnten mit dem Staate 
und auch nicht mit den Beamten der Privatanſtalten in Concurrenz 
treten, ſie mußten das Beiſpiel des Staates und des Landes befolgen 
und die Gehalte ihrer Beamten nach dem Muſter der Staats- und 
Landesbeamten reguliren, das heißt erhöhen. 

Das Aufhören des Gemeindedienſtes hat verſchiedene Urſachen und 
Folgen. Würde die Dieuſtleiſtung von allen Gemeindebedienſteten bis zu 
ihrem Tode fortgeführt werden können, ſo wäre das den Verwaltungen 
der Communen am wüuſchenswertheſten. Dieſelben ſollen demnach dahin 
ſtreben, die Gemeindebeamten fo lange als möglich an den aetiven 
Dienſt zu feſſeln und fie unr bei zunehmendem Alter, bei Gebrechlich- 
keit und Krankheit vom Dienſte entheben. Für den Reſt des Lebens 
gewähren in der Regel alle autonomen Städte den Bedienſteten der 
Commune, gleich den Staatsbeamten, Ruhegenüſſe oder Abfertigungen. 
Auch hier gilt der Grundſatz, daß denjenigen Functionären, welche eine 
anrechenbare Dienſtzeit von zehn Jahren noch nicht vollſtreckt haben, 
eine Abfertigung ein- für allemal zu erfolgen iſt. Auch bei den Communen 
iſt die Dauer des Dienſtes auf vierzig Jahre ausgedehnt. Doch ſchließt 
die Vollendung der vierzig Jahre nicht nothwendig das Recht ein, die 
Penſionirung zu verlangen, und die Commune kann fie verweigern, 
wenn die Geſundheit des Beamten die Fortführung der Geſchäfte 
erlaubt. Gleichwohl treten manchmal auch willkürliche Penſionirungen 
ein, weil der Gemeindebeamte, welcher nach dem Dienſtalter auf 
Stellen vorrücken ſoll, wo man ihn nicht brauchen kann, penſionirt 
werden muß. Da ſolche Penſionen, ihrer relativen Größe wegen, für 
die Gemeinde läſtig ſind, ſo könnte man erwarten, daß die Gemeinde⸗ 
vertretungen die Eigenſchaften der Beamten vor der Anſtellung richtig 
beurtheilen und ihre Verwendung ſorgfältig beſtimmen ſollten, um nicht 
durch die Vergrößerung des Penſionsetats den activen Communaldienſt 
unnöthig zu beeinträchtigen. 

In Kreiſen, denen ein näherer Einblick in die ſtädtiſchen Ber: 
waltungen gegönnt iſt, werden nicht ſelten Klagen laut, die nicht 
ungegründet erſcheinen. Den Dirigenten der Beamtenkörper fehlt zumeiſt 
die nöthige Energie oder Sachkenntuniß, um den gebührenden Einfluß zu 
üben. So bildet ſich ein Verhältniß, keineswegs zum Vortheile des 
Dienſtes aus, und die daraus entſpringenden nachtheiligen Folgen werden 
noch dadurch verſchlimmert, daß gewiſſe tonangebende Perſönlichkeiten 
der Gemeindevertretung ihr Uebergewicht nicht immer im Intereſſe der 
Sache geltend machen. Bei manchen Ernennungen macht ſich der Nepo- 
tismus breit, es werden Perſonen begünſtigt und vorgezogen, die ſich 
der bejonderen Protection einzelner Vertreter erfreuen. Zu dieſem Zwecke 
zeigt man ſich auch bei Penſionirungen freigebig, um für derlei Schütz⸗ 


linge Platz zu machen. Die Minorität, welche mit dem herrſchenden 
Syſteme uicht einverstanden iſt, proteſtirt nicht immer dagegen und gibt 
höchſtens blos durch Schweigen und Nichterſcheinen in den Sitzungen 
die Nichtzuſtimmung zu den Beſchlüſſen der Majorität zu erkennen. Der 
Oppoſition fehlt in der Regel der Muth, die eigene beſſere Ueberzeugung 
offen auszuſprechen. Durch das Zuſammenwirken dieſer Umſtände iſt es 
begreiflich, warum die Ausgaben für den Gemeindedienſt oſt ohne 
Nothwendigkeit ſteigen. Es wären gründliche ſtatiſtiſche Unterſuchungen 
nöthig, um ſich diesfalls eine entſprechend verläßliche Richtſchuur vor— 
zeichnen zu können. Ohne dieſe Grundlage wird ſich die Gemeindever— 
tretung zu Bewilligungen von Forderungen und zu Ausgaben hinreißen 
laſſen, die recht gut hätten vermieden werden können. Aus derſelben 
Urſache wird die Nothwendigkeit vieler Gemeindebedürfuniſſe verkaunt 
oder durch Unterdrückung auf Abwege geleitet; geſteigerte Bedürfniſſe 
werden nicht nach dem wahren Sachverhalte beurtheilt und geltend 
gemacht und nur nach perſönlichen Rückſichten gewürdigt. 

Gegen dieſe Methode, gegen welche leider ſehr oft geſündigt 
wird, haben ſich die Gemeindevertretungen zu verwahren, und dies 
um jo kräftiger, als ſich dagegen die zwingende Natur eines jeden geord— 
neten Gemeindeweſens verwahrt. 


Mittheilungen aus der Praxis. 
Die politiſche Behörde iſt berechtigt, behufs Ausübung der Staats: 
aufſicht über die Gemeinden die Vorlegung der Gemeindeausſchuß⸗ 
ſitzungsprotokolle bis auf Widerruf zu verfügen. 


Das Gemeindeausſchußmitglied Joſeph D. und Conſorten in K. 
erſtatteten bei der Bezirkshauptmaunſchaft S. gegen den Genteindevorſteher 
Franz H. in K. wegen geſetzwidrigen Vorganges bei der am 27. Mai 1885 
abgehaltenen Gemeindeausſchußſitzung die Anzeige und baten um Delegirung 
eines Amtsabgeordueten zu jeder Ausſchußſitzung. 

Die Bezirkshauptmanuſchaft conſtatirte aus dem über dieſe Anzeige 
abverlangten Sitzungsprotokolle und dem Berichte des Gemeindevorſtehers, 
daß der Gemeindevorſteher einen geſtellten Antrag nicht zur Abſtimmung 
bringen wollte und daß er für die Aufrechthaltung der Ordnung nicht 
ſorgte, indem er in Folge der hiebei entſtandenen Unruhe und des 
ſtürmiſchen Tumultes der einzelnen Ausſchußmitglieder die Sitzung 
ſofort ſchloß. 

In Folge dieſer Umſtände forderte die Bezirkshauptmannſchaft mit 
dem Beſcheide vom 6. Juli 1885, 8. 27.696, den Gemeindevorſteher 
im Grunde des $ 102 G. O. auf, die Abſchriften der Sitzungsprotokolle 
des Gemeindeausſchuſſes bis auf Widerruf vorzulegen. 

Unter Einem wurde das Begehren des Joſeph D. 
abgewieſen. 

Dem gegen dieſen Auftrag gerichteten Recurſe des Gemeindevor— 
ſtehers Franz H. fand die Statthalterei mit der Entſcheidung vom 
27. September 1885, 3. 63.504, keine Folge zu geben, weil das 
Recht, die Mittheilung der Beſchlüſſe des Gemeindeausſchuſſes zu verlangen, 
der politiſchen Behörde in dem § 102 G. O. ausdrücklich eingeräumt iſt. 

Dagegen ergriff der Gemeindevorſtand in K. den Miniſterialrecurs, 
in welchem ſich auf den klaren Wortlaut des § 102 G. O. berufen 
wird, welcher der politiſchen Behörde nicht das Recht einräumt, eine 
derartige Verfügung ein- für allemal und „bis auf Widerruf“ zu erlaſſen, 
da hiedurch der K.'er Gemeindeausſchuß unter die förmliche Euratel der 
Bezirkshauptmaunſchaft geſtellt würde, was mit der Autonomie der 
Gemeinden nicht vereinbar ſei; nach § 102 G. O. könnte das Aufſichts⸗ 
und Siſtirungsrecht der Staatsverwaltung nur von Fall zu Fall und nur 
auf ſeitens der Gemeindeausſchüſſe bereits gefaßte Beſchlüſſe angewendet 
werden. 

Das k. k. Miniſterium des Junern gab mit Entſcheidung vom 
11. Jänner 1886, 3. 21.036, dem eingebrachten Miniſterialrecurſe 
„aus den Gründen der angefochtenen Entſcheidung und in der Erwägung 
keine Folge, daß in der vom Bezirkshauptmanne getroffenen, übrigens 
blos zeitweiligen Verfügung das geeignete und im Geſetze begründete 
Mittel erblickt werden muß, ſeiner im § 102 G. O. gelegenen Ver⸗ 
pflichtung nachzukommen“. . 


und Conſorten 
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[Ausnahmsweiſe find auch die Gerichte zur Entſcheidung der 


zwiſchen dem Schullehrer und der Ortsſchulgemeinde aus dem 
Dienſtesverhältniſſe ſich ergebenden Differenzen berufen. — Zur 
Vertretung der Ortsſchulgemeinde iſt nicht der Vorſitzende des 
Ortsſchulrathes, ſondern die k. k. Finanzprocuratur berechtigt. 
— Das Gericht hat dafür von Amtswegen Sorge zu tragen, daß 
die Klage, gerichtet gegen die Ortsſchulgemeinde, der k. k. Finanz⸗ 
procuratur zugeſtellt werde ($$ 14, lit. P, eu und 25 Jur.⸗Norm, 
an a. G. O.; Hofdecret vom u. Juni 1289, Nr. 1015, und 
vom 1. October 1803, Nr. 629 J. G. S.; Geſetz vom 
14. Mai 1869, R. G. Bl. Nr. 62; M. V. vom 1. Juli 
1822, R. G. Bl. Nr. 119). 

M. P., als geweſeuer leitender Schullehrer in der Gemeinde N., 
hat gegen die Schulgemeinde in N., vertreten durch den Vorſtand des 
Ortsſchulrathes J. M. in N., die Klage auf Bezahlung eines Betrages 
von 69 fl. beim Kreisgerichte in Pilſen eingebracht. Zur Begründung 
ſeines Anſpruches machte er geltend: Als Verwalter der Schule in N. 
ſei er vom Bezirksſchulrathe in Pilſen am 7. December 1876 an— 
gewieſen worden, auch an jedem Donnerstage Vormittags Unterricht zu 
ertheilen. Weil der Ortsſchulrath für dieſen Tag kein Brennmaterial 
zur Beheizung der Schulzimmer beigeſtellt hatte, brachte er zur Keunt⸗ 
niß des Ortsſchulrathes in N., daß das Brennmaterial auch für die 
Donnerstage zu beſchaffen ſei und beſorgte in den Jahren 1877 bis 
1881 die Beheizung aus Eigenem. Im Jahre 1882 habe er ſich 
wegen Erſatz des durch ihn verwendeten Brennmateriales an den Orts— 
ſchulrath gewendet und dieſer habe einhellig beſchloſſen, daß ihm, Kläger, 
für die Beheizung der Schullocalitäten während der Donnerstage 15 fl. 
per Jahr erſetzt werden. Bisher habe er jedoch nur 8 fl. erſetzt er— 
halten und habe daher noch 69 fl. zu fordern. Die Klage wurde 
nomine der geklagten Schulgemeinde dem Vorſtande des Ortsſchulrathes 
J. M. in N. behändigt, der in den Proceß eintrat und in der Ein— 
rede außer anderen, die Sache ſelbſt betreffenden Einwendungen auch 
vorbrachte: Uebrigens ſei das angerufene Gericht zur Verhandlung und 
Entſcheidung nicht zuſtändig, weil die Klage nach der M. V. vom 
14. Juli 1872, R. G. Bl. Nr. 119, gegen die Finanzprocuratur zu 
richten und gemäß § 23 Jur.⸗Norm beim Landesgerichte Prag an— 
zubringen war. 

Das Kreisgericht Pilſen hat mit Urtheil vom 14. November 
1884, 8. 15.758, die Klage ſammt dem in ihr geſtellten Begehren 
wegen ſeiner Unzuſtändigkeit abgewieſen unter gleichzeitiger Verfüllung 
des Klägers in den Erſatz der Proceßkoſten der geklagten Schulgemeinde. 
Gründe: Nach der M. V. vom 14. Juli 1872, R. (. Bl. Nr. 119, 
und nach den §§ 2 und 3 der Dienſtesinſtruction für die Finanzpro⸗ 
curaturen vom 16. Februar 1855 find die Finanzprocuraturen auch zur 
Vertretung der Schulbehörden verpflichtet. Wenn nun gleich die Ein⸗ 
wendung der Gerichtsunzuſtändigkeit von der geklagten Schulgemeinde 
nicht gleich bei der erſten, ſondern erſt bei der zweiten Tagſatzung er— 
hoben wurde, jo handle es ſich im vorliegenden Falle um eine gemäß 
dem Hoſdecrete vom 22. Juni 1789, 3. 1024, von Amtswegen zu 
berückſichtigende Unzuſtändigkeit, daher der Einwendung ſtattgegeben 
werden mußte. 

Ueber Appellation des Klägers hat das böhmiſche Oberlandes— 
gericht mit Entſcheidung vom 2. September 1885, 8. 22.007, das 
erſtrichterliche Urtheil ſammt allen demſelben voraugehenden gerichtlichen 
Amtshandlungen einſchließlich des Klagsbeſcheides aufgehoben und dem 
Kreisgerichte Pilſen aufgetragen, dem Kläger die Klage wegen Unzu— 
ſtändigkeit der Gerichte rückzuſtellen, denn es handle ſich im vorliegenden 
Rechtsſtreite nicht blos um den Abſpruch über die zweifelhafte Höhe des 
vom Lehrer M. P. gegen die Schulgemeinde in N. geltend gemachten 
Erſatzanſpruches, ſondern in erſter Linie um die Entſcheidung, ob die 
geklagte Schulgemeinde überhaupt verpflichtet ſei, die Koſten der noth⸗ 
wendigen Heizung der Schullocalitäten zu beſtreiten, eventuell dieſen von 


dem Kläger inzwiſchen aus Eigenem gemachten Aufwand zu erſetzen. 
Gemäß $ 2 des Geſetzes vom 24. Februar 1873, L. G. Bl. Nr. 16, 


über den Aufwand für das Volksſchulweſen obliegt die Beheizung der 
Schullocalitäten der Schulgemeinde und die hieraus erwachſenden Geſchäfte 
hat der Ortsſchulrath zu beſorgen. Erfüllt derſelbe ſeine Pflicht nicht, ſo 
hat der Bezirksſchulrath gemäß § 3 des Geſetzes Abhilfe zu ſchaffen 
und gemäß § 14 des Geſetzes vom 24. Februar 1873, L. G. Bl. 
Nr. 17, über die Schulaufſicht gehen Beſchwerden gegen die Eut⸗ 
ſcheidungen des Bezirksſchulrathes an den Landesſchulrath. Hieraus folgt 
aber, daß zur Entſcheidung der Frage, ob der Kläger auf Erſatz des 


von ihm angeblich verwendeten Brennmaterials gegenüber der geklagten 


Schulgemeinde N. überhaupt und in welcher Höhe iusbeſondere Anfpruc) 
habe, nicht die Gerichtsbehörden berufen ſind, ſondern daß dieſe An— 
gelegenheit in den Wirkungskreis der Schulbehörden gehöre und vor 
denſelben im ordentlichen Inſtanzenzuge eudgiltig ausgetragen werden 
muß. Die Proceßkoſten werden gegenſeitig aufgehoben, weil die geklagte 
Gemeinde die Einwendung der Gerichtsunzuſtändigkeit zwar erhoben, die— 
ſelbe jedoch blos in der Richtung des S 23 Jur.⸗Norm ausgeführt, im 
Uebrigen aber ſich in den Streit eingelaſſen und ſomit das ganze Ver— 
fahren mitverſchuldet hat und es ſich überhaupt um die Verfolgung 
eines Rechtes im Proceßwege nicht handelt. 

Der k. k. oberſte Gerichtshof hat mit Erlaß vom 27. October 
1885, 3. 12.151, über den irrigerweiſe als Reviſionsbeſchwerde bezeichneten 
Reviſionsrecurs der Schulgemeinde N. die citirte oberlandesgerichtliche Ent- 
ſcheidung aufgehoben und dem Oberlandesgerichte verordnet, über die Appel- 
lationsbeſchwerde des M. P., abſehend von dem hiemit beſeitigten An⸗ 
ſtande der Iucompetenz der Gerichte überhaupt, neuerdings abzuſprechen 
und hiebei auch auf die Koſten des Reviſionsrecurſes Bedacht zu nehmen. 
Gründe: Nach den für die Frage, ob die vorliegende Streitſache von 
den Gerichten oder von den Adminiſtrativbehörden zu entſcheiden ſei, 
allein maßgebenden Anführungen des Klägers ſtützt derſelbe ſeinen An⸗ 
ſpruch auf einen mit der geklagten Schulgemeinde geſchloſſenen Vertrag, 
ſomit auf ein rein privatrechtliches Verhältniß. Ueber dieſes abzuſprechen, 
ſteht den Gerichten zu, das oberlandesgerichtliche, die Entſcheidung den 
Adminiſtrativbehörden zuweiſende Erkenntniß entſpricht daher nicht der 
Sachlage und mußte deshalb aufgehoben werden. Die Folge hievon kann 
aber nicht die mit dem Rebiſionsrecurſe angeſtrebte Wiederherſtellung des 
erſtrichterlichen Urtheiles ſein, vielmehr iſt das Oberlandesgericht anzu— 
weiſen, nunmehr über die ſtreitige Frage der Zuſtändigkeit des ſpeciellen, 
vom Kläger augerufenen Gerichtes abzuſprechen. 

In Folge dieſes Auftrages hat das Oberlandesgericht am 19. Jänner 
1886, 8. 1868, erkannt: Das angefochtene Urtheil, die ihm zur Grund— 
lage dienende Verhandlung einſchließlich der Zuſtellung des über die 
Klage erfloſſenen Beſcheides wird aufgehoben und das Kreisgericht Pilſen 
wird beauftragt, die Klage unter Feſtſetzung einer neuen Tagſatzung zur 
Verhandlung über dieſelbe der Finanzprocuratur zuzuſtellen und hienach 
das weitere geſetzliche Amt zu handeln; denn die Klage iſt gegen die Schul 
gemeinde in N. gerichtet, zur Vertretung dieſer Gemeinde iſt aber J. M. 
als Vorſtaud des Ortsſchulrathes der geklagten Gemeinde nicht berufen, 
ſondern die Finanzprocuratur, weil die Schulgemeinde und der an deren 
Spitze geſtellte Ortsſchulrath gemäß des Geſetzes vom 8. Februar 1869, 
Nr. 26, und der M. V. vom 14. Juli 1872, Nr. 119 R. G. Bl., 
eine ſtaatliche Schulbehörde, daher eine Anftalt zu öffentlichen Zwecken 
iſt, welche zu vertreten die Finanzprocuratur kraft deren Dienſtesinſtruction 
verpflichtet iſt, hienach aber die Klage gegen die Finanzprocuratur zu 
richten und beim Kreisgerichte Pilſen, als dem im Hinblide auf die 
Beſtimmungen der §§ 14, lit. b, 24 und 25 Jur.⸗Norm zur Verhandlung 
und Entſcheidung über dieſelbe competenten Gerichte, einzubringen war, 
indem der zweite Abſatz des $ 25 Jur.-Norm hier deshalb nicht An— 
wendung findet, weil die Schulgemeinden mit Rückſicht auf die Beſtim⸗ 
mungen des Schulaufſichtsgeſetzes vom 24. Februar 1873, L. G. Bl. 
Nr. 17, nicht unter der unmittelbaren Verwaltung des Staates ſtehen. 


Nachdem aber den geſetzlichen Beſtimmungen zuwider die Klage ſtatt der 


Finanzprocuratur dem Vorſtande des Ortsſchulrathes für die geklagte 
Schulgemeinde zugeſtellt worden iſt, ſo ſtellt ſich die Zuſtellung der Klage 
und das weiter mit dem zur Vertretung der geklagten Gemeinde geſetzlich 
nicht berechtigten Vorſtande des Ortsſchulrathes gepflogenen Verfahren 
als null und nichtig dar, weshalb die ſämmtlichen illegalen Acte auf: 
gehoben wurden und unter Einem gemäß § 64 a. G. O., dann der 
Hofdecrete vom 4. Juni 1789, Nr. 1015, und vom 14. October 1803, 
Nr. 620, das Erforderliche verfügt werden mußte, um die Augelegenheit 
in das richtige Geleiſe zu bringen. Die bisher in erſter und zweiter 
Juſtanz aufgelaufenen Koſten hat jeder Theil aus Eigenem zu tragen, 
und dies in der Erwägung, daß vom Geklagten der Klagsbeſcheid im 
Recurswege nicht angefochten, auch die Finanzprocuratur um deren Ver- 
tretung nicht angegangen und ſich unberechtigterweiſe in die Verhandlung 
eingelaſſen wurde, wodurch das Erwachſen aller Koſten mitverſchuldet 
worden iſt. 

Mit Erlaß vom 6. April 1886, 3. 4123, hat der k. k. oberſte 
Gerichtshof den gegen dieſe obergerichtliche Entſcheidung von der Schul- 
gemeinde N. eingebrachten, irrigerweiſe als Reviſionsbeſchwerde bezeichneten 
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Reviſionsrecurs unter Verweiſung auf die der Sachlage entſprechende 


Begründung der angefochtenen Entſcheidung und darauf, daß geklagterſeits 
bei der Tagfahrt am 11. Februar 1884 ſelbſt darauf hingewieſen wurde, 
daß die Klage der Finanzprocuratur zugeſtellt werden ſollte, abzuweiſen 
befunden. Ger.⸗Ztg. 


Notizen. 


(ẽ—Deber das Petitionsrecht der Gemeindevertretungen.) Ueber 
dieſe Frage, beziehungsweiſe über die Frage, was als Beſchlußfaſſung in 
Gemein de⸗ Angelegenheiten anzuſehen ſei, finden wir eine intereſſante Dar⸗ 
legung in einer vor kurzer Zeit erfloſſenen Entſcheidung des preußiſchen Ober⸗ 
verwaltungsgerichtes. Das Oberverwaltungsgericht hat auf Berufung der Stettiner 
Stadtverordneten⸗-Verſammlung gegen das Urtheil des Bezirksausſchuſſes, welches 
erſterer das Recht abgeſprochen hatte, eine Petition gegen Erhöhung der Kornzölle 
an den Reichstag zu richten, in einem der Klägerin günftigen Sinne entſchieden. 
Die Begründung des Urtheils des Oberverwaltungsgerichtes lautet: „Die Stadt⸗ 
verordneten⸗Verſammlung iſt zuſtändig geweſen, eine Petition des vorliegenden 
Inhalts zu beſchließen. Es handelt ſich um eine Petition an den deutſchen 
Reichstag. Die Ausübung des Petitionsrechts auf dem Gebiete der Reichsgeſetz⸗ 
gebung und Verwaltung iſt nicht beſonders geregelt; die Reichsverfaſſung berückſichtigt 
das Petitionsrecht im Artikel 23, inſoweit daſelbſt geſagt iſt, daß der Reichstag 
das Recht hat, an ihn gerichtete Petitionen dem Bundesrathe, beziehungsweiſe 
Reichskanzler zu überweiſen. Die Prüfung der Zuläſſigkeit der in vorliegender 
Sache ſtattgehabten Beſchränkung der Petitionsfreiheit hat daher nach preußiſchem 
Staatsrechte zu erfolgen. Der Geſetzgeber beſchränkt im $ 35 der Städte⸗Ordnung 
vom 30. Mai 1853 die Befugniß der Stadtverordneten-Verſammlung zur 
Berathung wie zur Beſchlußfaſſung und ſomit auch das Petitioniren, welches 
ohne dieſe Thätigkeit nicht denkbar iſt, der Regel nach auf Gemeinde— 
Angelegenheiten. Die Gemeinden find vermögensrechtliche Subjecte, ihre 
Organe die Verwalter ihres Eigenthumes. Eine Petition der Gemeinde⸗Organe 
in Sachen der ſtaatlichen, beziehungsweiſe Reichsgeſetzgebung erſcheint nur 
dann als Gemeinde-Angelegenheit, wenn fie in der Beſon derheit 
der Verhältniſſe der örtlichen Gemeinſchaft ihren Ausgangspunkt, 
in dem Schutze und in der Förderung dieſer Verhältniſſe ihr Ziel 
hat. Dieſe Norm ſteht in vollem Einklange mit den auf die Stellung der 
Gemeinden im Organismus des Staates bezüglichen legislatoriſchen Vorgängen; 
ihr entſpricht ferner im Weſentlichen die bisher bekannt gewordene Praxis der 
Aufſichtsbehörden, und ſie iſt auch von dem Commiſſarius zur Wahrnehmung 
des öffentlichen Intereſſes im gegenwärtigen Falle nicht angefochten worden. Nach 
derſelben iſt der Befugniß der ſtädtiſchen Organe zum Petitioniren der weite 
Kreis der Gegenſtände entzogen, die, wie namentlich auf dem Gebiete der Staats- 
verfaſſung, ihrer thatſächlichen und rechtlichen Natur nach die Bezie— 
hung auf eine einzelne Gemeinde ausſchließen. Ein ſignificantes Bei⸗ 
ſpiel dieſer Art iſt der vor Kurzem bekannt gewordene Verſuch, die Petition einer 
Stadtverordneten⸗Verſammlung um Vermehrung der Zahl der für den Umkreis 
einer Stadt (Berlin) beſtimmten Reichstags- und Landtagsabgeordneten in das 
Leben zu rufen. Nach Artikel 83 der preußiſchen Verfaſſungsurkunde, beziehungs⸗ 
weiſe Artikel 29 der Reichsverfaſſung ſind die Mitglieder beider Häuſer des 
Landtages, beziehungsweiſe die Mitglieder des Reichstages Vertreter des geſammten 
Volkes und an Aufträge und Inſtructionen nicht gebunden. Dem Commiſſar zur 
Wahrnehmung des öffentlichen Intereſſes iſt inſoweit beizupflichten, als die vor⸗ 
liegende Petition nicht als eine Gemeinde⸗Angelegenheit angeſehen werden konnte, 
wenn ſie lediglich nach ihren Eingangsſätzen zu beurtheilen wäre, und zwar mit 
Rückſicht auf deren ganz allgemeinen Inhalt. Der Kern- und Schwerpunkt beſteht 
aber in der verſuchten, durch jene Sätze eingeleiteten Darlegung der beſonderen 
Bedeutung einer Kornzoll-Erhöhung für den Handel und Verkehr 
der Stadt Stettin als des Haupt⸗Import⸗ und Exportplatzes der Oſtſee 
für Getreide, eine Darlegung, an welche ſich die Behauptung knüpft, daß die 
ganze erwerbende Bevölkerung Stettins und deren Steuerkraft in Mitleidenſchaft 
gezogen werden würde, wenn eine ſo bedeutende Einfuhr, wie die des Getreides, 
und der dadurch bedingte Schiffsverkehr dem Stettkner Hafen verloren ginge. Für 
die hier zu treffende Entſcheidung iſt nicht darnach zu fragen, ob dieſe Annahme 
ganz oder zum Theile haltlos iſt. Hier kommt es nur darauf an, daß jene An⸗ 
gaben nicht als Deckmantel einer unzuläſſigen Einmiſchung in die 
praktiſche Löſung einer großen ſteuerpolitiſchen Frage dienen 
ſollen. Hiefür fehlt jeder Anhalt und erſcheint der Gegenſtand der Petition 
nach den vorſtehend entwickelten Grundſätzen allerdings als eine Gemeinde⸗ 
Angelegenheit, über welche die Klägerin zu beſchließen nach § 35 der Stadte⸗ 
Ordnung vom 30. Mai 1853 zuſtändig war.“ 


Geſetze und Berordnungen. 
1885. II. Semeſter. 


Geſetz⸗ und Verordnungsblatt für die gefürſtete Grafſchaft Tirol 
und das Land Vorarlberg. 

XIII. Stück. Ausgeg. am 7. September. — 28. Kundmachung des k. k. 
Statthalters vom 21. Juli 1885, 3. 13.443 Geiſtlich, betreffend die Stem⸗ 
pelfreiheit der behufs der proviſoriſchen Auſbeſſerung der Dotation der katholiſchen 
Seelſorgegeiſtlichkeit nöthigen Eingaben und Belege. — 29. Kundmachung des 
k. k. Statthalters vom 24. Auguſt 1885, Z. 16.122 — Militär, betreffend die 
Beſtreitung der Koſten für die Inſtandhaltung der Fenſterverglaſungen in den 
Militär⸗Unterkünften. — 30. Kundmachung des k. k. Statthalters vom 26. Auguſt 
1885, Z. 14.468 — Militär, betreffend die Abſtellung im Delegationswege in 
Bosnien und der Herzegowina. 


XIV. Stück. Ausgeg. am 20. October. — 31. Kundmachung des k. k. 
Statthalters vom 4. September 1885, 3. 13.165 — Militär, betreffend die 
Sicherſtellung und Verwerthung der Militär⸗Unterkünfte. — 32. Kundmachung 
des k. k. Statthalters vom 8. September 1885, Z. 17.054 — Militär, betreffend 
die Behandlung der für die gemeinſame Einquartierung aushilfsweiſe verwendeten 
Staatsgebäude. — 33. Kundmachung der k. k. Finanz⸗Landesdirection vom 
9. October 1885, Z. 17.445, womit die Straße von Pian di Sale bis Colle 
Sta. Lucia als Zollſtraße erklärt wird. 34. Kundmachung des k. k. Statt⸗ 
halters vom 14. October 1885, 3. 19.682 — Militär, betreffend die Behand⸗ 
lung der mit Umgehung der Militärpflicht Ausgewanderten bei ihrer Rück⸗ 
kehr nach Oeſterreich. 

XV. Stück. Ausgeg. am 31. December. — 35. Kundmachung des k. k. 
Statthalters vom 29. October 1885, Z. 20.894 — Militär, betreffend den An⸗ 
ſpruch der Schüler der landwirthſchaftlichen Landes⸗Mittelſchule in Czernichew 
auf die Einjährig⸗Freiwilligen⸗Begünſtigung. 36. Kundmachung des k. k. 
Statthalters vom 4. December 1885, Z. 22.999 — Kanzlei, betreffend die Fuhr⸗ 
koſten bei Dienſtreiſen von Staatsbeamten. — 37. Kundmachung des k. k. Statt⸗ 
halters vom 7. December 1885, Z. 23.888 — Militär, betreffend die bei größeren 
Waffenübungen zu leiſtende Unterkunſtsvergütung, wenn zwei oder mehrere Dffi- 
ciere in einem Zimmer untergebracht find. — 38. Kundmachung des k. k. Statt⸗ 
halters vom 9. December 1885, 3. 22.490 — Polizei, betreffend die Ermächti⸗ 
gung des Marktmagiſtrates Hopfgarten zur Fällung von Schuberkenntniſſen. — 
39. Verordnung des k. k. Statthalters vom 15. December 1885, Z. 24.598 — 
Sanität, betreſſend die Bemeſſung der täglichen Verpflegsgebühren in den all⸗ 
gemeinen öffentlichen Krankenanſtalten Tirols und in der Gebärklinik zu Inns⸗ 
bruck für das Jahr 1886. — 40. Kundmachung des k. k. Statthalters vom 
29. December 1885, Z. 25.506 Militär, betreffend die Vergütung für die 
Verpflegung der Militär⸗Mannſchaft auf dem Durchzuge für das Jahr 18886. 


Landesgeſetzblatt für das Königreich Böhmen. 

XIV. Stück. Ausgeg. am 7. Juli. Nr. 33. Kundmachung des k. k. 
Statthalters ſür Böhmen vom 25. Mai 1885, Z. 17.251, betreffend die Gleich⸗ 
haltung der Maturitäts⸗ (Reife⸗ oder Abgangs⸗) Zeugniſſe der gleichgeſtellten 
Fachlehranſtalten (S 126 der Inſtruction zur Ausführung der Wehrgeſetze) in 
Bezug auf die Einjährig⸗Freiwilligen⸗Begünſtigung mit den im § 124: 1 B. b 
dieſer Inſtruction bezeichneten Maturitäts⸗Zeugniſſen. — Nr. 34. Kundmachung des 
k. k. Statthalters für Böhmen vom 19. Juni 1885, 3. 44.252, betreffend die 
Bemauthung der neuerbauten eiſernen Gemeindebrücken in Jaromer. 


XV. Stück. Ausgeg. am 18. Juli. Nr. 35. Verordnung des k. k. 
Juſtizminiſteriums vom 21. April 1885, 3. 1790, betreffend die Zuweiſung der 
Gemeinde Udritſch zu dem Sprengel des Bezirksgerichtes Buchau in Böhmen. — 
Nr. 36. Geſetz vom 24. Juni 1885, wirkſam für das Königreich Böhmen, 
betreffend die Ausſcheidung der Gemeinde Udritſch aus dem Bezirks⸗Vertretungs⸗ 
gebiete Luditz und deren Vereinigung mit dem Bezirks⸗Vertretungsgebiete Buchau. 


XVI. Stück. Ausgeg. am 22. Juli. — Nr. 37. Geſetz vom 1. April 
1885, betreffend die Regulirung des Fluſſes Mrlina und ſeiner Zuflüſſe durch 
die Waſſergenoſſenſchaft in Nimburg. — Nr. 38. Kundmachung des k. k. 


Statthalters für Böhmen vom 15. Juli 1885, Z. 6627-Praes., betreffend die 
Wirkſamkeit des Landesgeſetzes vom 1. April 1885, L. G. Bl. Nr. 37, womit 
die Regulirung des Fluſſes Mrlina und ſeiner Zuflüſſe durch die Waſſergenoſſen⸗ 
ſchaft in Nimburg genehmigt wurde. 

XVII. Stück. Ausgeg. am 14. Auguſt. — Nr. 39. Kundmachung der 
k. k. Finanz⸗Landesdirection für Böhmen vom 25. Juni 1885, Z. 41.495, 


120 


vom 23. Mai 1883, R. G. Bl. Nr. 83, über die Evidenzhaltung des Grund⸗ 
ſteuerkataſters aufgeftellten Vermeſſungsbezirke. 

XVIII. Stück. Ausgeg. am 14. Auguſt. — Nr. 40. Kundmachung des 
k. k. Statthalters für Böhmen vom 9. Auguſt 1885, Z. 7636-Praes., betreffend 
die der Nimburger Waſſergenoſſenſchaft anläßlich der Durchführung der Regu⸗ 
lirung des Mrlinafluſſes und ſeiner Zuflüſſe zugeſtandene Stempel⸗ und Gebühren⸗ 
freiheit. 

XIX. Stück. Ausgeg. am 30. September. — Nr. 41. Geſetz vom 
21. Februar 1885, betreffend die äußere Kennzeichnung der zum Schutze der 
Landescultur und der Jagd beſtellten und beeideten Wachorgane. 

XX. Stück. Ausgeg am 12. October. — Nr. 42. Kundmachung des k. k. 
Statthalters für Böhmen vom 2. October 1885, Z. 8843. Praes., in Betreff des 


geſetzlich vorgeſchriebenen Dienſtzeichens der zum Schutze der Landescultur und 
der Jagd beſtellten und beeideten Wachorgane. 


(Fortſetzung folgt.) 


Perſonalien. 


5 Seine Majeſtät haben den Landespräſidenten von Schleſien Olivier Mar⸗ 
quis von Bacquehem zum Handelsminiſter ernannt. 

Seine Majeſtät haben den Landtags Abgeordneten Heinrich Grafen 
Lariſch⸗Moennich zum Landeshauptmanne in Schleſien ernannt. 

Seine Majeſtät haben dem Generalconſul in Patras Joſeph Ritter 
Dworzak von Walden das Comthurkreuz des Franz⸗Joſeph⸗Ordens verliehen. 

Seine Majeſtät haben dem Finanzrathe der küſtenländiſchen Finanz⸗ 
direction Joſeph Czermak anläßlich ſeiner Penſionirung den Titel und Charakter 
eines Oberfinanzrathes verliehen. 

Seine Majeſtät haben dem Amtsverwalter der Thereſianiſchen Akademie 
Koloman Feherpataky das Ritterkreuz des Franz⸗Joſeph⸗Ordens verliehen. 

Seine Majeſtät haben dem Leiter der Directionskanzlei der Hof. und 
Staatsdruckerei Wilhelm Seligmann das goldene Verdienſtkreuz mit der 
Krone verliehen. 

Seine Majeſtät haben dem Poſtmeiſter Joſeph Brunelli in Riva das 
goldene Verdienſtkreuz verliehen. 

Der Ackerbauminiſter hat den Ober⸗Bergcommiffär in Graz Rudolph 
Knapp zum Bergrathe und den Bergcommiſſär in Klagenfurt Dr. Joſeph 
Gattnar zum Ober-Bergcommiſſär ernannt. 

Der Ackerbauminiſter hat den Aſſiſtenten an der landwirthſchaftlich⸗ 
chemiſchen Verſuchsſtation in Wien Friedrich Strohmer zum Adjuncten ernannt. 

Der Leiter des Handelsminiſteriums hat den Poſtcontrolor Otto 
Bouthillier zum Ober⸗Poſtcontrolor in Innsbruck ernannt. 


Der Leiter des Handelsminiſteriums hat den Poſtcontrolor Alexander 
Vogel in Klagenfurt zum Ober-⸗Poſtcontrolor ernannt. 


— 


Erledigungen. 


Bezirks⸗Commiſſärsſtelle im Status der Bezirkscommiſſäre in Böhmen, 
bis 15. Juli. (Amtsbl. Nr. 146.) 


Verlag 
der Manz'schen k. k. Hof-Verlags- und Universitäts- Buchhandlung in 
Wien, I., Kohlmarkt 7. 


Commentar 


zum österreichischen allgemeinen 


bürgerlichen Gesetzbuche 


von weiland 
Dr. Moriz von Stubenrauch. 
Vierte Auflage, nach dem gegenwärtigen Stande der Gesetzgebung, der 
Rechtsprechung und der Literatur neu bearbeitet von 
Dr. Max Schuster und Dr. Carl Schreiber. 


2 Bände. 114 Bogen gr. 8°. Preis: 12 fl., gebunden in 2 elegante 
Halbfranzbände 14 fl. 


Der Verlag sowie alle Buchhandlungen liefern das nunmehr in 
vierter Auflage vollständige Werk sofort auf Verlangen. 


Die Verlagsbandlung räumt den P. T. Herren Bestellern auf 


Wunsch auch die Begleichung des Kaufpreises in monatlichen Raten- 
zahlungen ein, deren Höhe nach freier Bestimmung zum mindesten im 


betreffend die Aenderung in der Eintheilung der zur Ausführung des Geſetzes Betrage von 2 fi. zu stellen ist. 
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